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J. Einleitende Bestimmungen 

§ 1 

Die auf Lebenszeit berufenen Pastoren sowie andere- ,auf Lebenszeit berufene or­
dinierte und nicht ordinierte Mitarbeiter in der Evangelisch-Lutherischen Lan­
deskirche Mecklenburgs·erha~ten BesoldUJ1.g und yersorgung für sich und ihre Hin­
terbliebenen nach diesem Kirchengesetz. 

§ 2 

Die Anspruche der Berechtigten auf Besoldun, und Versorgung nach diesem Kirchen~ 
gesetz richten sich gegen die I.andeskirche. Durch Kirchengesetz kann bestimmt 
werden, wie die erforderlichen Beträge aufzubringen sind. ·, '\ „ ' 

II. Besoldung 

Die Besoldung besteht aus 

a.) Grundgehalt 

§ 3 

b) Funktionszulage'riach Maßgabe des§ 11 
c) einer freien Dienstwohnung 'oder, 'Ytenn solche nicht gestellt werden kann, der 

.Wohnungsmietentschädigung, soweit nichts anderes vorgeschrieben-ist. 

1. Grundg-ehalt 

§ 4 

(1) Die Höhe qes Grundgehaltes ergibt sich aus der Besoldungstabelle (Anlage) 
Das Grund9ehalt st-eigt vom Beginn des Besoldungsdienstalters an i,n _ _,Dienstalters­
stufen von drei zu drei-Jahren bis zum Erreicll.en des Endgrundgehaltes, soweit 
~icht das Endgrundgehalt unabhängig vom Besoldungsdienstalter vorgesehen ist. 

,,. ' ·.. -~ ., 
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,. 
(2) Das Grundgehalt der nächsthöheren Dienstaltersstufe wird vom E:ttsten des Auf-
stiegsmonats an gezahlt. / 

§ 5 

-
Für die Dauet· einer vorliufigen Dienstenthebung ruht der Anspruch auf·das Auf-
steigen in den Dienstalterssufen. Führt ein Anitszuchi:verfahrert zur Amtsenthebung 
oder zur Entfernung aus dem Qienst, so· erlischt.der Anspruch auch für die Zeit des 
Ruhens. / 

-
2. Besoldungsdiensta~ter 

§ 6 

(1) Das Besoldungsdienstalter beginnt, vorbehaltlich der Regelungen der §§ 7 bis 9, 
am Ersten des Monats, der auf das Bestehen der zweiten.theologischen Prüfung oder 
Erlangung· des sonst vorgeschriebenen oder erforderlichen Berufsabschlusses folgt, 
doch nicht vo:r; Vollendung des fünfundzwanzigsten Lebensjahres. 

(2) Das Besoldungsdienstalter w,1..rd durcp den ·Oberkirchenrat festgesetzt. Die Be­
rechnung und Festsetzung ist ~em Berechtigten\Schriftlich mitzuteilen. 

§ 7 

Erfolgt die Ubernahrile in den.D.i,enst der Landeskirche.nicht im Anschluß an die 
zweite theologische Prüfung oder die Erl~ngung des, sonst vorgeschriebenen oder 
erforderlichen Beru~sabi?cqlusses, so beginnt das Besoldungsdienstalter mit ,dem Tag 
der Berufung in den Dienst auf Lebenszeit. Das gilt auch dann, wenn z\inächst eine 

. andere Tätigkeit in der Landeskirch.e ausgeübt worden ist.· 

§ 8 

(1) Soweit nach·den §§ 6 und 7 das Besoldungsdienstalter nicht mit der Vollendung 
.des fünfundzw~zigsten I.ebensjahres beginnt, sind.von dem Zeitraum, um den der Be­
ginn hinaus9.:!schoben wird, die zefun.ein~r hauptberuflichen Tätigkeit im ki!ch­
lichen oder sonstigen Dienst nach Maßgabe der Absätze 2 bis 4 abzusetzen. 

(2) Eine' Tätigkeit, die dem Dienst, ·für den die Besoldung' 99währt w.ird, gleich z.U: 
bewerten ist, wird bei Anw.endung des 1\l)satz 1 in vollem Umfang berücksichtigt. Ei~e 
nicht gleich zu Qewertende Tätigkeit kann ganz oder teilweise berücksichtigt werden, 
wenn die Tätigkeit für· den Dienst förderlich war. · 

(3) N~cht berücksichtigt werden 

a) Dienstzeiten in einem Dienstverhältnis, das durch Urteil in einem Amtszucht~ 
verfahren! (durch eine . sonstige ~tlassurig aus disziplina:i::ische~. Gründen ode!_ 
zur Vermeidung einer disziplinarischen Untersuchung durch Entlassung auf .An-
trag beendet worden ist. • 

b) Dienstzeiten in einem'Dienstverhältnis,,das du~ch Ausscheiden aus dem Dienst 
beendet worden ist. . . 

c) Dienstzeiten in einem Arbeitsrechtsverhältnis, das aus einem vom Beschäftigten 
zu vertretenden Grund mit sofortiger Wirkunq beendet worden ist. 

~) Dienstzeiten, für die eine Abfindung aus kirchlichen oder sonsti.gen'Mittelri 
gewährt ~orde~ ist. >-

(4)" von den Vorschriften des Absatz 3 können Ausn~n .zugelassen werden. 
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§ ·9 

Die Zeit, U:m die der Beginn des Bes_oldungsdienstalters nach den §§ 7 bis 8 hin- · . 
auszuschieben ist, wird.auf volle )llonate abgerundet. 

§ 10 

(1) Wird jemand ohne Dienstbezdge beurlaubt, so wird sein Besoldungsdienstalter um 
die zeit des Urlaubs hinausqeschoben. Das gilt nicht, wenn der Oberkirchenrat etwas 
anderes spätes;tens bei Beendigung des Urlaubs schriftlich anerkennt. 

, 
·. (2) Das Besoldungsdienstalter desjenigen, dem wegen schuldhaften Fernbleibens vom 

Dienst der Anspruch. auf Dienstbezdge aberkab.ntist, wird um die zeit des. Fernblei..: 
bens hinausgeschoben. 

(3) Für die Bere?hnung &;!r ~n den Absätzen 1 und 2 genannten ZeLten. gilt § 9 ent­
Sj>rechend. 

3. Funktionszulagen 

§ 11 

('!) Die Besoldungstabelle (Anlage) bestimmt, für welcl'le Dienste eine Funktionszu­
lage gewährt wird, und legt die HO~e der Funktionszulagen .fest. 

( 2) Eine Funktionszulage wird , fdr die Dauer der Verwendung in dem Die'nst, mit dem · 
die Funktionszulage ~erbunden.is~, gewährt. 1 

. . 
(3) Treffen die Voit'aus6e~zungen fdr mehrere Funktionszulagen gleichzeitig zu, so . ~ -. 
wird. nur dfe h.öhere :Funktionszulage gew~hrt • 

4. Dienstwohnung 

§ 12 

(1) Die Dienstwohnungrist in einem Pfarrhaus oder in einem anderen kirchlicpen Ge­
bäude zu gewähren. 

· (2) Di~ Dienstwohnung soll den Anforderungen des Dienstes entsprechen. Außerdem sind 
die örtlichen und die familiären Verhältnisse 'zu berdcksichtigen. 

(3) Amtsz·immer, Archiv, Gemeinde-, Unterrichts- und Verwaltungsräume, gehören ni.cht zur 
. Dienstwohnung. 

(4) Inwieweit der Inhaber verpflichtet ist, zur Unterhaltung seiner Dienstwohnung 
und zu den damit verbundenen Lasten beizutragen, besti\Qlßt sich nach den fdr die Be­
nutzung und Instandhaltung der kirchlichen·Dienstwohnun9en erlassenen Vorschriften 
oder, ·in Ermangelung sotcher Vorschriften, nach d~r örtl~chen Ubung. 

(5) Ehegatten, die beide im kir_chlichen Dienst stehen, steht der~ Anspruch auf die 
Dienstwohnung oder die Wohnungsmietentschädigung n~ einmal zu, es sei denn, daß 
sie im dienstlichen Interesse getrennten Wohnsitz nebmen müssen. . . ' 

(6) Näheres kann durch Verordnung der Kirchenleitung geregelt werden. 

S. Berechnung der Dienstbez~ge 

(1) Die :Oienstbezüge sLnd 1 vom Oberkirchenrat zu berechnen und dem Betre.ffenden 'unter 
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Angabe der recht~ichen Grundlage schriftlich mitzuteilen. 

(2) Bei einem Wechsel i~ Dienst sind die Dienstbezüge neu. zu berechnen.' war. vorher 
das Endgrundgehalt-Wlabhängig vom Besoldungsdienstalter zu· gewähren,· so· bleibt es 
bestehen, auch wenn für die .neue T!tiqkeit ein gering~es Grun4gehalt zu berechnen 
wäre. 

(3) Der Anspruch auf Besoldung wird nicht berührt, wenri jemand ohne eigenes Ver- -
schulden an der AusübWlg des Dienstes gehindert ist. Anderweitige Bezüge und sonsti­
ge Vergünstigungen, die dem BetrOffenen, seinem Ehegatten und seinen Kindern im zu-

, sammenhang mit der Ursache für die Hinderung ari der Ausübung des Dienstes zustehen·, 
können auf die Dienstbezüge angerechnet werden. 

IIl. Versorgung 

( 1) Die Versorgung umfaßt 

a) Wartegeld 
b'> Ruhegeh~lt 
c) Hinterbliebenenversotgung· 
d) Unfallfürsorge 
e) Unterha-ltsbeitra9 

§ 14 

(2) Tritt der Versorgungsfall infolge eines Ereign;sses ein, auf ·Grund dessen dem 
Betreffenden wegen Aufhebung oder Minderung der ErWebsfähigkeit oder seinen ver­
sorgungsbrechigten Hinterbliebenen wegen Verlustes des _Rechtes auf Unterhalt ein 
gesetzlicher Schadenersatzanspruch gegen Dritte z.usteht, so wird die Versorgung 
nur gewährt, wenn dieser Anspruch bis zur Höhe der entsprechenden Versorgungs-

' leistungen abge·treten wird •. In diesem Falle sind der Betreffende oder seine Hinter­
bliebenen von Amts wegen auf die Rech~sfolgen einer unterlassenen Abtretung hinzu­
weisen. 

1. Wa~tegeld und Ruhegehalt 

a) Berechnungsgrundlage 

§ 15 

· Das Wartegeld und das Ruhegehalt werden auf der Grundlage der ruhegehalts­
fäh igen Dienstbezüge und der ruhegehaltsfähigen Dienstzeit berechnet. 

b) Ruhegehaltsfähige Dienstbezüge 

§ 16 

Ruhegehaltsfähige .Dienstbezüge sind 
i 

a) das zuletzt bezogene Grundryehalt 

b) ein an die Stelle der Dienstw6hnung oder der Wohnungsmietentschädigung 
tretendes Wohnungsgeld, das sich aus der. Besoldungstabelle (Anlage) ergibt 

c) die Funktionszulage nach Maßgabe des § 17 

d) sonstige Dienstbezüge, die auf Grund von R~chtsvorschriften als ruhege­
hal~sfähig bezeichnet sind. 

§ li 

r 

(1) Funktionszulagen werden fortschre~tend für jedes Dienstjahr in dem betreffenden 
Dienst mit jeweils zehn vom Hundert bis zur vollen Höhe ruhegehaltsfähig. 



(2) Bereits erworbene Ruhegehaltsfähigkeit einer Funktionszulage bleibt bei Ober­
nahme eines anderen.Dienstes.bestehen, unabhingig davon, ob auch für diesen Dienst 
eine Funktionszulage gewährt wird. Mehrere Funkti.Onszulagen werden insgesamt nur 
bis zum vollen Betrag der höheren Funktionszulage ruhegehaltsfähig.I , 

§ 18 

(1) Ruhegehaltsfähige Dienstzeiten sind 
a) die. zeit in einem Dienst gemäß § 1 innerhalb der 

Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenbur.gs oder einer anderen 
. Gliedkirche des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR 

b) die Zeit 'in einem,vorgesehenen oder sonst erforderlichen kirchlichen 
Vorbereitungsdienst 

c) die Zeit,eines Wartestandes • 

. ,.... (2) Als ruheg~haltsfähig.kann die ZE!it des Dienstes in einer anderen evangeli­
schen Kirche anerkannt werden. 

(3) Zeiten einer Teilbeschäftigung werden anteilig.entsprechend dem Beschäfti-
, gungsumfang berücksichtigt. · 

§ 19 

Als ruhegehaltsfähig gilt die Zeit vor der festen Anstellung nach Vollendung des 
sechzehnten Lebensjahres in 

al einem nicht. berufsmäßigen wehrdienst 

b) einer Kriegsgefangenschaft. 

§ 20 

.Die nach Vollendung des sechzehnten Lebensjahres verbrachte Zeit einer praktischen 
Tätigkeit oder Hoch- oder Fachschulausbildung kann ganz oder teilweise als ruhe• 
gehaltsfähige Dienstzeit berücksichtigt werden, sofern diese Tätigkeit oder Aus-

• bildung für den Dienst vorgeschrieben oder förderl.i:ch war. 

§ 21 . 

Nicht ruhegehaltsfähig sind 

a) Zeiten1 einer ~urlaubung ohne Dienstbezüge, .soweit nicht die Berücksich­
tigung bei Erteilung, spätestens bei Beendigung eines den kirchlichen 
Belangen dienenden Urlaubs zugestanden ist · 

b) Dienstzeiten, die nach § 8 Absatz 3 a) und b) nicht berücksichtigt wor­
den ·sind 

c) Zeiten gemäß § 10 Absatz 2. 

d) Höhe des Wartegeldes 

§ 22 

Das Wartegeld beträgt siebzig vom Hundert der ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge. Für 
jedes volle und angefangene Jahr, das an fünfundzwanzig Jahren ruhegehaltsfähiger 
Dienstzeit fehlt, wird das Wartegeld um zwei vom Hundert der ruhegehaltsfähigen 

. I?ienstbezüge niedriger bemessen. Das Wartegeld beträgt mindestens fünfzig vom Hundert 
der ruhegehaltsfähiqen Dienstbezüge. 

-„~;:·:s~:<~.·.·::·:;-. 
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e) Höhe des Ruhegehaltes 

§ 23 

' (1) Das Ruhegehalt beträgt bis zur Vollendung einer zehnjährigen ruhegehalts-
fähigen Dienstzeit fünfunddrei,ßig vom Hundert und steigt mit jedem weiteren Dienst­
jahr bis zum vollendeten fünfundzwanzigsten Dienstjahr um z~ei vom ·Hundert; vori da 

.an um ein vom Hundert der ruhe~ehaltsfähigen~Dien$tbezüge bi~ zum Höchstsatz von 
siebzig vom Hundert .. 

(2) Die Kirchenleitung kann einen Mindestsatz, (Mindestruhegehalt) bestinunert, hinter 
dem das Ruhegehalt nicht zurückbleiben darf. 

2. HinterQliebenenversorgung 

a) Sterbem9na t 

§ 24 

Den Erben verbleiben für den ·StJrt>emonat die Dienstbezüge oder das Wartegeld 
oder das Ruhegehalt oder der Unterhaltsbeitl:ag'des Versttorbenen-.und die zur Be­
streit\lng von Dienstaufwandskosten bestimmten Einkünfte. · 

~ - . 

b) Sterbegeld 
§ 25 

(1) Die Witwe und die Kinder sowie die an Kindes statt angenommenen Kinder erhalten 
drei Monate .Sterbegeld in Höhe der monatlichen Dienstbezüge oder des Wartegeldes 
oder_ des Ruhegehaltes oder des Unterhaltsbeitrages des verstorbenen. -Die zum Be­
streiten von bienstaufwandskosten bestimmten Einkünfte entfa:).len. 

(2) Sind die Hinte~bliebenen im Sinne des Absatz 1 nicht vorhanden, so ist Sterbe­
geld auf Antrag zu gewähren 

a) Verwandten der aufsteigenden Linie, Geschwistern, Geschwisterkindern oder 
Stiefkindernr deren Ernährer der Verstor~ene ganz oder überwiegend gewese~ 
ist, 
oder 

' 'b) Personen, die die Kosten der -letzten Krankhe.it oder der Bestattung getragen· 
haben bis zur Etöhe ihrer Aufwendungen. De,r Oberkirchenrat bestimmt, an wen 
das Sterbegeld zu zahlen oder wie es unter mehreren Berechtigten zu vertei­
len ist. 

c) Witwen- und Wai_seng/e ld 

§ 26 • 

. .Die Witwe eines im Amt, im War·te- oder RU!\estand Verstorbenen erhält Witwen­
geld., Dies gilt nicht, wenn die Ehe weniger als drei Monate gedauert hat und 
nach den besonderen Umständen des Falles die Annahme gerechtfertigt ist, daß 
es der alleinige oder überwiegende Zweck der Eheschließung war, der Witwe 
eine Versorgung zu verschaffen. · 

§ 27 

Das Witwengeld beträgt sechzig vom Huridert. des Ruhegehaltes I das de'r verstor­
bene erhalten hat oder· erhalten hätte, wenn er am Todestag in den Ruhestand 
getreten wäre. Änderungen des Mindestruhegehaltes (§ 23 Absatz 2) sind zu be-
rüc::ksieb.tigen ., 
,''t• 



'§ 29 

Die Kinder und die an Kindes Statt angenommenen Kinder eines -im Amt-, im 
Warte- oder Ruhest~nd Verstorbenen erhalten Waisengelq. 

§ 29 

(1) Das Waisengeld·b~trägt für die Halbwaisen zwölf _vom Hundert und für die Voll­
waisen zwanzig vom Hundert des in·§ 27 be.zeichneten Ruhegehaltes. 

(2) Hat ein Kind einen Waisengeldanspruch sowohl aus dem kirchlichen Dienstver­
hältnis des Vaters als auch aus einem kirchlichen Dienstverhärtriis der Mutter, so 
wird nur das höhere Waisengeld gezahlt. 

§ 30 

\ 

'(1) Witwen- ~nd Waisengeld dürfen weder einzeln noch zusammen_den Betrag des ihrer 
,. Bi:!r~chnung zugrunde zu legenden Ruhegehaltes übersti;igen. Ergibt sich ei:q höherer 

Betrag, so werden die einzelnen Beträge im gleichen Verhältnis gekürzt. 
. 1 . • •' 

(2) ·Nach dem Ausscheiden eines Witwen- und Waisengeldberechtigten erhöht sich das 
Witwen~ oder Waisengeld der verbleibenden Berechtigten vom Beginn des folgenden 
Monats~an insoweit, als sie nach Absatz 1 noch nicht den vollen Betrag nach§ 27 oder 
§ 29 erhalten. · 

§ 31 

Die Zahlung des Witwen- und Waisengeldes beginnt mit Ablauf der Zeit; für die Ster­
bege}d gewährt wird. Kinner des Verstorbenen, die nach diesem Zeitpunkt geboren 
werden, erhalten Waisengeld vom Ersten des Geburtsmonats an . 

. 
3. Unfallfürsorge 

§ 32 

(1) Dem durch einen Dienstunfall Verletzten und seinen Hinterbliebenen wird Unfall­
fürsorge gewährt. Ein Dienstunfail ist dem die Dienstaufsicht Ausübenden und dem 
Oberkirchenrat unvßrzüglich anzuzeigen. · 

(2) Ein Dienstunfall ist 'ein plötzliches von außen einwir~endes einen Körperschaden 
verursachendes Ereignis, das im Zusammenhan~ mit dem Dienst ein9etreten ist. Als 
Dienstunfall gilt auch ein Unfall au.f einem mit· dem Dienst zusammenhängenden weg zu 
und von dem Ort der Dienstausübung. 

( 3) Die Unfallfürsorge umfaßt 
a) Unfallruhegehalt 
b) Unfallhinterbl_iebenerwersorgung _ 
c) Erstattung von besonderen AUfwendut?.gen und Sachschäden. 

§ 33 

(1) Das Unfallruhegehalt wird gewährt, ~enn wegen einer Dienstunfähigkeit infolge 
,.des Dienstunfalls die ,Versetzung' in den Ruhestand erfolgt• Das Unfallruhegehalt 
beträgt mindestens zwei Drittel c:Ier ruhegehaltsfähigen· Dienstbezüge- des Verletzten . 

. (2) Die Hinterbliebenen eines infolge eines Dienstu,nfalls Verstorbenen erhalten Un-­
fallhinterbliebenenversorgung. Das Unf?tllwitwengeld beträgt sechzig vom Hundert des. 
Unfallruhegehaltes. Das Waisengeld beträgt für Halbwaisen zwölf vom Hundert und füt;' 
Vollwaisen zwc;inzig vom Ht1:ndert ·des Unfallruhegeha·ltes. 

'• 

' <-(, 

''.- ~ <~ 
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• (3) Im übrigen. gelten die allgemeinen Vorschriften fdr das Ruhegehalt und die Hin­
terblieberienversorgUn.g. ' 

§ 34 

(1) Notwendige und nachgewiesene Kosten für Erste-Hilfe-Leistungen, Heilverfahren, 
und.Genesungskosten, die infolge des Dienstunfalls entstanden -sind, jedoch nicht 
durch eine Krankheitskostenversicherunq getragen werden, können als besondere Auf­
wendungen erstattet werden. Das qilt nicht, wenn der Betreffende keiner Krankheits­
kostenversicherunq' angehört, obwohl dazu die MOglichkeit besteht. 

(2) Sind bei eine~ Dienstunfall Kleidungsstilcke oder sonstige Gegenstände~ die mit­
geführt wurden, beschädigt oder zerstört worden~ so kann dafilr Ersatz geleistet 
werden. 

§ 35 

(1) Unfallfürsorgeansprüche sind innerhalb einer Ausschlußfrist von zwei Jahren nach ...., 
dem Eintritt des Dienstunfalls beim Oberkirchenrat anzumelden. 

' . 
(2) Nach Ablauf der Ausschlußfrist ist die Anmeldunq nur zu berücksichtigen, wenn 
seit dem Dienstunfall noch nicht zehn Jahre vergangen sind· und wenn qleichzeitig 
glaubruift gemacht wird, daß eine den Anspruch begründende Folge des Unfalls erst 
später bemerkbar geworden ist oder daß dar Berechtigte von der Verfolgung seines 
Anspruchs durch außerhalb seines Willens liegende Umstände.abgehalten worden ist. 
Die Anmeldung.muß, nachdem eine Unfallfolge bemerkbar oder das Hindernis fdr die 

: Anmeldung weggefallen ist, innerhalb einer Frist von drei Monaten erfolgen~ Die 
Unfallfürsorge wird in diesen Fällen vom ~age der Anmeldung ab gewährt. zur Ver­
meidung von Bärt~n kann sie auch von einem früheren Zeitpunkt ~ gewähi-t werden. 

(3) Die Unfallfürsorge kann· ausgeschlossen oder beschränkt werden, wenn der Ver­
letzte den Dienstunfall vorsätzlich oder grob fahrlässig·her~igeführt hat. 

4.-unterhaltsbeitrag 

§ 36 

( 1) Personen, die nach den Bestimmungen die.ses Gesetzes keinen Rechtsanspruch auf 
Versorgungsbezüge haben, kann ein widerruflicheJ< Unterhaltsbeitrag bewilligt werden •. 

(2) Die Bewilligung setzt voraus, daß der Betreffende nach ·seiner wirtschaftlichen 
Lage der Unterstützung bedürftig ist._ Sie soll nur erfolgen, wenn der Enipfänger 
ihrer nicht unwürdig erscheint. 

(3) Unterhaltsbeiträge dürfen die Höhe vergleic~arer Versorgungsbezüge nicht über-
• ! 

steigen. 
•, 

5. Gemeinsame vorsg~rifte~ für die Versorgung 

a) Feststellung der Versorgungsbezüge 

§ 37 

(1) Der Oberkirchenrat stellt die ruhegehaltsfähigen Dienstzeiten, die Versorgungs· 
bezü~ und a+e Person des Zahlungsempfängers fest. Ob Zeiten auf Grund des § 18 , 

-Absatz 2 oder des§ 20 al~ ruhegehaltsfä~ige Dienstzeit zu berücksichtigen sind, ist 
bei der Berufung zu entscheiden und dem Betreffenden mitzuteilen. Diese Entscheidun­
gen steh~n unter dem Vorbehalt eines Gleichbleibens der Rechtslage, die ihnen zugrun-
de .liegt, • · -
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-. 
(2) Der Oberkirchenrat entscheidet.auch aber die Bewilligung von Versorgungs­
bezügen, auf die kein Rechtsanspruch besteht (Unterlialtsbeiträge). 

i 

(3) Unterhaltsbeiträge dürfen nicht vor Eintritt der Voraussetzungen bewilligt 
werden. vorherige Zusicberungen sind unwirksam. 

(4) Die Feststellung der versorgungsbezüqe ist dem.Betreffenden schriftlich 
mitzuteilen unter AnqabEt der Berechnunqsqrundlage. 

b) Ruhen der Versorgungsbezüge 

§ 38 

Unter welchen Voraussetzungen und in welchem Umfang der Anspruch auf Versor­
guiigsbezüge ruht, wenn ein versorgungsberechtigter neben kirchlichen Versor­
gungsbezügen .ein anderweitiges Arbeitseinkommen hat, kanri die Kirchenleitung 
durch Verordnung bestimmen 

§ 39 

( 1) Die Versorgungsbezüge ruhen, so.J..ange der Versorgunqsberechtiqte seinen Wohn­
sitz· oder dauernden Aufenthalt außerhalb der Deutschen Demokratisohen Republik 
'hat. 

(2) In besonderen Fällen kann der Oberkirchenrat von·der Vorschrift des Absatzes 
1 abweichen. " 

c) zusammentreffen von Versorgungsbezügen.mit anderen ver-sorgun9s­
bezügen und Renten 

§ 40 

(1) Alters~ und Invalidenrenten der Sozialversicherung werden auf das Ruheg'e'­
halt oder das Wartegeld angerechnet, das gilt nicht für Rentenanteile, die auf" 
freiwilliger Weiterversicherung beruhen, es sei denn, daß der Dienstgeber die 
Beitragszahlungen ~m Einvernehmen mit dem versicherten erstattet. Die Anrech-

·• nung erfolgt nur, soweit die Versorgungsbezüge und die anzurechnenden Renten 
zusammen die H~chstgrenze nach Absatz 3 Qbersteigen. / 

. . 

(2) Alters- und Invaliedenrenten der Witwen aus eigener sozialversicherter Tä­
tigkeit oder an deren Stelle gewährte Renten und Witwenrenten werden auf das 

'Witwengeld angerechnet,· soweit Witwengeld und Renten zusammen die Höchstgrenze 
nach Absatz 3 übersteigen. Das gleiche gilt für die Anrechnung von Alters-, 
Invalieden- und Waisenrenten auf das Waisengeld. · · 

(3) Als Höchstgrenzen gelten 
„ 

a) für Ruhe- oder warteständler siebzig vom Hundert der ruhegehaltsfähiglm 
·Dienstbezüge. Dabei ist das Endgrundgehalt zugrunge zu legen, auch wenn 
der Betreffende dies noch nicht erreicht hat 

b) für Witwen die Höchstgrenze für den verstorbenen nach Buchstabe a) 

c)für Waisen vierzig vom Hundert der unter Buchstabe a) genannten ruhege­
haltsfähigen Dienstbezüge des Verstorbenen, 

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Zuschläge, die zu solchen Renten ge~ 
zahlt werden. 

(S) Jiärtefälle, die sich aus Absatz 2 ergehen, .sind durch den Oberkirchenrat 
zu regelil. 

. ' 
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§. 41 

Hat eine Witwe'Anspruch auf Wartegeld oder Ruhegehalt aus einem eigenen kirch­
-lichen Dienstverhältnis und auf Witwengeld aus dem kirchlichen Dienstverhäitn:j.s 
des verstorbenen Ehemannes, ist das Witwengeld nur insoweit zu zahlen, als die 
Versorgungsbezüge insgescynt die Höchstgrenze nach § 40 Absatz 3 Buchstabe a) 
oder·, falls dies für sie günstiger wäre, nach Buchstabe b)- nicht überste}gen. 

d) Erlösc~en von Versor~ungsbezügen 

§ 42 

(1) Der Anspruch de~ Witwen und Waisen auf.Versorgungsbezüge erlischt 

. ~) für eine Witwe mit dem Ende des Monats I in dem .sie sich wieder.verheiratet 
oder stirbt 

b) für eine Waise mit dem Ende des Mo·nats, in d~m sie das achtzehnte Lebens- .._ 
· jahr vollendet· oder an Kindes statt ange_nommen wird. 

j2) Das Waisengeld kann nach Vollendung des achtzehnten Lebensjahres gewährt ~ 
werden für' eine ledige Waise I • 

a) die sich in der Schul- oder Beru.fs·ausbildung b"efindet bis zur Vollendung 
des fünfundzwanzfgsten Lebensjahres · 

b) die infolge vor V<>llendung des fünfundzwanzigsten Lebensjahres eingetrete­
ner körperlicher oder geistiger Gebrechen dauernd außerst?J.nde ist, sich selbst 
zu erhalten, auchüber das fünfundzwanzigste Lebensj'ahr hinaus 

c) deren Schul- oder Berufsausbildung sich aus einem Grund .verzögert, der 
nicht in der Person der Waise liegt, über_das fünfundzwanzigste Lebensjahr 

·hinaus entsprechend dem Zeitraum der nachgewiesenen Verzögerung. 

§ 43 

( 1) Hat eine Witwe sic_h wiederverheiratet und stirbt ä:er Ehemann oder .wird die Ehe 
auf andere Weise als aurch ·den Tod des Ehemannes beendet oder wird.sie für 
nichtig erklärt, so kann der Witwe ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des er­
loschenen_ Witwengeldes widerruflich gewährt werden. 

(2) Einer Waise, die an Kindes Statt angenomme~ wird, kann ein Unterhaltsbeitrag 
bis zur Höhe des erloschenen Waisengeldes widerruflich ~ewährt werden. 

e) Sicherung der Versorgurig~bezüge 

§ 4~ 

(1) Die Landeskirche kann eine vertragliche Regelung zugunsten der in § 1 Genann­
ten treffen, um·die Versorgungsl:>ezüge ganz oder teilweise durch eine Renten­
~zahlung zu sichern . . 

(2) Beiträge auf Grund.einer sJlchen vertraglichen Regelung sind von der Landes-
kirche aufzubringen. 

,_ § 45 

(1) Renten, die auf Grund.einer Regelung nach§ 44 Absatz 1 gezahlt werden, sind , 
auf die Zahlung der Versorgungsbezüge anzurechnen. 



(2) Soweit bei Zahlung von ~enten nach.§ 44 Absatz 1 :Renten, die aus einem anderen 
Rechtsgrund zu zahlen und nicht auf die Versorgunqsbezüge anzurechnen wären; 
angerechnet werde,n oder ganz ode1' tei~w~ise fortfallen, bleibt ein entsprechen­
der Betrag bei der Anrechnung gemäß Absatz 1 anrechnungsfrei. 

(3) Die Anrechnung erfolqt. von dem Zeitpunkt ·ab, von dem eine Rente nach § 44 
Absatz 1 gewährt wird. Wird-sie für einen zurückliegenden Zeitraum gewährt, 
werden die .Nachzahlungen ebenfalls angerechnet. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten ·auch für Zuschläge, die zu solc~en Renten gezahlt 
werden. * 

§ 46 

Ober die Anrechnl,lng von Renten nach § 45 ist ein schriftlicher 'Bescheid zu er­
teilen, q_as gleiche gilt bei Veränderungen in der Anrechnung. 

f) Ar.~eigepflicpt 

§ 47 

. (1) Jeder versorgungsberechtigte und ~mpfänqer ~ines Unterhaltsbeitrages ist ver­
pflichtet, äem Oberkirchenrat unverzuglich anzuze;gen. 

a) den Bezug und jede Änderung eines Arbeitseinkouunens, einer Versorgung oder 
einer Rente 

b) seine Verheiratung, die Geburt von Kindern 

c) j~de Änder~ng der Verhältnisse, die die Zahlung 9es Waisengeldes beeinflussen 
könnte 

d) die Verlegung des Wohnsitzes oder dauernden Aufenthaltes 

e) alle ßonstigen Veränderungen, welche die Zahlung der Versorgungsbezüge und 
künftige Ansprüche auf Versorgungsbezüge berünren könnten. 

· (2) Kommt ein Ve'rsorgung~berechtigter, der ihm· nach Absatz 1 auferlegten Verpflichtung 
schttldhaft nicht nach, so kann ihm die Versorgung ganz oder teilweise auf Zeit 
oder auf Dauer entzogen werden. Beim Vorliegen besonderer verhä.ttnisse kann die 

,.... . Versorgung ganz oder teilweise wieder zuerkannt werden. Die Entscheidung trifft 
der Oberkirchenrat. 

IV. Für Besoldung und Versorgung 

§ 48 

(1) zuviel gezahlte _Besoldungs""." und Versorgungsbezüge sind zurückzuzahlen. Ausnahms­
weise kann in Härtefällen oder bei geringfügigen Beträgen von einer Rückforde­
rung ganz.oder teilweise abgesehen.werden. Die Rückforderung. ist ausgeschlos-
sen, wenn selt der Zahlung mehr als· zwei Jahre vergangen sind. -

-
· (2) Zu wenig gezahlte Besoldungs- und Versorgungsbezüge sind nachzuzahlen. 

§ 49 
' 1 

(1) /Ansprüche auf Besoldung und'Versorgung der in§ 1 Genannten können beim Rechts­
lhof der Landeskirche geltend gemacht werden.,Für das Verfahren gelten die Be­
istimmungen des Kirchen~setzes über den Rechtshof vom 23.März 1969 (Kirchliches 
1 ' ' ' /' 

1 Amtsblatt Nr. 4 Seite 18) • 

(2) 1

1

.Die Geltendmachung beim Rechtshof $etzt voraus, daß der Betroffene gegen eine 
Entscheidung oder die Unterlass~ng einer Entscheidung de$ o~rkirchen:ates bei 

1diesem Beschwerde erhoben.hat und.der Oberkirchenrat der Beschwerde nicht' oder· 

,). \ ' • ·. ·. :;;~;~f~:~;,t:~\;,•c·;·~,·;.;;~~-;·,;:,, ,;•,;e,•<i,i{,'.,i~i~•~~~i;,,;, · · · 
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nicht im vollen Umfang abgeholfen hat. 

Die-Landessynode hat das vorstehende Ii\irchengesetz beschlossen, das hiermit ver­
\ kündet wird. 

Schwerin, den 4. November 1979 

Der Landesbischof als 
vorsitzender der Kirchenleitung 

Rathke 

Anlage · 
zum Kirchengesetz, über die Besoldung und Versorgung in der 
Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs 
(Kirchliches Besoldungsgesetz) 
vom 4. November 1979 

Besoldungstabelle 

' 
I. 1 Das Grundgehalt·(§ 4) beträgt monatlich: 

a) Vor Vollendung des 25. Lebensjahres 

b) ~ach Vollendung des 25.Lebensjahres 
.: 

stufe 1 bis zu 3 Dienstjahren 
Stufe 2 nach 3 Dienstjahren 
Stufe 3 nach 6 Dienstjahren 
Stufe 4 nach 9 Dienstjahren 
Stufe 5 nach 12 Dienstjahren 
ßtufe 6 nach 15 Dienstjahren 

I. 2 Das Endgrundgehalt (Stufe 6) erhalten unabhängig vom 
Besoldungsdienstalter: 

der Landesbischof . 
der Präsident des Oberkirchenrates 

die Oberkircbenräte. 

II • Funktionszula~n ( . § 11) 

560,-- ?<l, 

600,-- M 
640,-- M 
680,-...- M 
720,-- M 
760,--. M 
aoo,-- M 

1. Pastoren in' einer allgemeinkirchlichen Aufgabe, fß.r deren Stellen die 
Kirchenleitung das beschlossen hat · · 

2. Landessuperintendenten1 
Landespastor für I>iakonie, 
Leitende Mitarbeiter im Oberkirchenrat, für deren Stelle 
die Kirchenleitung das beschlossen hat 

3. Oberkirchenräte, 
außerordentliche Mitglieder des Oberkirchenrates 

4. Präsident des Oberkirchenrates 

5. J;.andesbischof 

III. Das bei der Berechnung der ruhegeh~ltsfähigen Dienstbezüge an 
die.Stelle der freien Dienstwohnung oder.der Mietentschädigung 
tretende Wohnungsg~ld· beträgt mon~tlich 90,-- M ( .§ 16 b ) . 

50,-- M 

100,-- M 

200,-.- M 

300,-- M 

400,-- M 

"" 
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Ki~chen,esetz zur Einführung des Kirchengesetzes 
1 • • 

Ubet die Besoldung und Versorgung in der 
Evai}gelisch-Lutherischen·LandeskirChe ~cklenburgs 
(Ki~chliches Besoldungsgesetz) 

1 • 

vom \4. November. 1979 

I~ ~nwendungsbestimmungen 

§ 1 
1 

~nkrafttreten des Kircblichen Besold~~gsgesetzes 

'1 . 

pas Kirchengesetz Gber die Besoldung und Versorgung in der Evangelisch-
~utherischerr Landesk~rche Mecklenburgs (Kirchliches Besoldungsgesetz) vom 
~· November 1979trittam1. Januar 1980 in Kraft. 

§ 2 

~nwendung des Kirchlichen Besoldungsgesetzes 
II 

~1) Das Kirchliche Besoldungsgesetz ist auf alle.Besoldungs- und Versorgungs~ 
~nsprüche aus nach seinem. Inkrafttreten begründeten Dienstverhältnisses an ... 
~uwenden. . . · . . 

Cl,2) Das Kirphliche Besoldungsgesetz ist nach Maßg~ der Bestimmungen dieses 
I<iirchengesetzes auch auf alle Besoldungs- und V'ersorguncjsansprüche aus vor seinem 
~nkrafttreten Qegründeten Dienstverhältnissen anzuwenden. 

§ 3 

ßesoldungsansprüche 
1 .• 

' ( p Die Dienstbezüge sind nach dem Kirchlichen Besoldungsgesetz neu .festzusetzen. 
Bieiben die danach zu zahlenden Dienstbezüge hinter den nach bisherigem Recht ge­
z~hlten Dienstbezügen zurück, so wird eine nicht ruhegehaltsfähige Ausgleichs­
z~lage in Höhe des Unterschiedes gezahlt. Die Ausgleichszulage verringert sich 

1 

. u$ die entsprechenden Beträge bei Erhöhunq der Dienstbezüge nach dem Kirchlichen 
B•soldungsgesetz oder dadurch, daß nach dem bisherigen Recht eine Verringerung der 
D~enstbezüge vorzunehmen war. 

q> Soweit nach dem bisherigen Recht Grundgehaltssätze unterhalb der Grundgehalts­
s~tze für Pastoren lagen, sind die.Grundgehälter nach der Besoldungstabelle zum 
K~rchlichen BesoldungsgE!setz auf Vom-Hundert-Sätze zu vermindern, die sich nach. 
dE!m bisherigen Verhältnis der Endgrundgehaltssätze zueinander richten. Die Vom­
Hqndert-Sätze bestimmt der Oberkirchenrat. Das Grundgehalt darf nicht unter vier­
hu\ndert Mark monatl.ich liegen. 

§ 4 

V~rsorgungs~ansprüche aus bestehengen und früh,eren Dienstve.rhältnisse'n 

(1~ Die Versorgungsbezüge der bei seinem Inkrafttreten vorhandenen Versorgungs­
emffänger sind nach den Bestimmungen des Kirchlichen Besoldungsgesetzes neu fest­
zu$etzen •· Dabei sind als ruhegehaltsfähige Dienstbezüge die Beträge in Ansatz Zl.l 

bringen, die sich aus den Bestimmungen des Kirchlichen Besoldungsgesetzes ergeben. 
§ ~ Absatz 2 ist entsprechend anzuwenden. 
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(2) Bleiben die nach Absatz 1 festzusetzenden Versorgungsbezüge hinter den Ver­
sorgungsbezügen, d.ie nach bisherigem Recht gezahlt .wurden, zurück, ist eine Au.s­
gleichszulage in Höhe des Unterschiedes zu gewähren. Wird diese Ausgleichszulage 
für nicht mehr zu zahlende Kinaerzuschläge gewährt, fällt sie fort, soweit nach 

, . bisherigem Recht die Za.h:.lung der Kinderzuschläge einzustellen war. 

§ 5 

Künftige Versorgungsbezüge aus bestehenden Dienstverhältnis~en 

H> Tritt der Versorgungsfall nach Inkrafttreten des Kirchlichen Besoldungsgesetzes 
ein, so dürfen Versorgungsbezüge au~ vor ,seinem Inkrafttreten begründeten Dienst­
verhältnissen nicht hinter solchen Beträgen zurücköleiben, auf die nach bisherigem 
Recht bereits eine Anw~rtschaft erworbe_n worden ist. 

(2)_ Die Beträge nach Absatz 1 werden berechnet auf der Grundlage . 

a) derruhegehaltsfähigen pienstzeit und den sich daraus ~rgeb~nden vom­
Hundert-Sätzen der Versorgungsbezüge nach dem bisherigen.Recht zum Zeit- ,,.. 
punkt seiner- Außerkraftsetzung .~. 

b) der ruhegehaltS'fäpigen Dienstbezüge, auf die nach bisherigem Recht. zum 
zeitpunkt seiner Außerkraftsetzung ein Anspruch bestand. . 

(3) Bleibän die nach den §§ · 14 bis 39 des Kirchlichen Besoldungsgesetzes zu zahlen- · 
den Bezüge hinter den nach Absatz 2 zu berechnenden Beträgen zurück, so wird ein 
Ausgleichsbet,;ag in Höhe qes Unterschiedes gewährt:· '.' - - „ . ' 

(4) Die Witwe und 
0

die Kinder eines bei, ;J:nkrafttr'eten des Kirchlichen Besoldungsge­
setzes vorhandenen aber nach diesem Zeitpunkt verstorbenen Versorgungsempfängers 
erhalten.Hinterbliebenenversorgung nach den Bestimmungen des Kirchlichen.Besol­
dungsgesetzes. Dabei sind die Beträge nach Absatz 2 zugrunde zu legen, wenn dies 
für die .Betroffenen günstiger ist. -

' 

(5.) Die Vorschriften der §§ 40 und 41 des Kircp.lichen Besoldunqsgesetzes sind auf 
die Versorgungsbezüge nach Absatz.3 und 4 anzuwenden mit der Maßgabe, daß als 
Höchstgrenze die Beträge nach Absatz 2 gelten, wenn dies für die Betroffenen gün-
stiger ist. 

(6) Die Berechnungsgrundlagen nach Absatz. 2 werden alsbald nach Inkraf~t~eten °""" 
dieses Gesetzes durch den· Oberkirchenrat festgestellt und den Betreffenden schrift'. 
lieh mitget;eilt. Die Feststellung wird unanfech:tpar, wenn ·nicht innerhalb von drei -
Monaten nach ihrer Zustellung schriftlich gegen sie Beschwerde beim Oberkirchenrat 
eing~legt wird. § 49 des Kircll1.iqhen Besoldungsgesetzes gilt ent~prechend. 

§' 6 

Anrechnung von Renten .zur Sicherung der Versorgungsb~züge· 

Wird durch die Anrechnung von Renten auf Grund einer vertraglichen Regelung zur 
Sicherung der Versorguz:igsbezüge <§-§ 44 bis· 46 des Kirchlichen ·Besoldungsgesetzes) 
die Zahlung von Versorgungs- und Dienstbezügen au~ kirchlichen Mitteln vermindert, 
so begründet das keinen Anspruch auf eine Ausgleichszulage. 

, 
§ 7. 

\ 

Anwendung des § 37 Absatz 1 des Kirchlichen Besoldungsgesetzes 

Sow~it Entscheidungen und Mitteilungen nach § 37 Absatz 1 Satz 2 des Kirchlichen 
Besoldungsgesetzes bishernicht erfolgt sind, sind sie alsbald nach seinem In­
krafttreten vorzunehmen. 
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II. Auswirkung auf andere Bestimmungen 

§ a' ,,. 

(1) Wird in vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erlassenen Bestimmungen aut 
bisher~ge Bestimmungen übe~ die Besoldung und Versorgung der Pastoren und Kir­
chenbeamten Bezug genommen, so' treten die Bestimmungen des Kirchlichen Besoldungs­
gesetzes und dieses Ge~etzes an.deren Stelle. 

(2) Soweit in solchen Bestimmungen ~uf. eine bestimmte Diensta'ltersstufe als obere 
Grenze für das Besolduqgsdienstalter,.das Aufrücken im Grundgehalt oder rur die 
<festsetzung der ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge Bezug genommen wird, so tritt 
an deren Stelle diejenige Stufe nach der Besoldungstabelle· zum Kirchlichen Be-

411!.. soldungs9esetz, die auf diejenige mit dem .nächsthöheren Grundgehalt folgt unter 
Berücksichtigung bisher gewährter widerruflicher nicht ruhegehaltsfähiger zu-

. ,lagen zum Grundgehalt. 

III. Schlußbestimmungen 

§ .9 

(1) Die zur Ausführung des l(irchlichen Beso],dungsge'setzes und dieses Gesetzes 
erforderlichen RechtsvorSchriften erläßt die Kirchenleitung durch Verordnung. 

(2) Durchführungsbestimmungen und Verwaltungsanordnungen erläßt der Oberkir­
chenrat. 

§ 10 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1980 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten. alle früheren Bestimmungen über die Besoldung und Ver­
sorgung der Pastoren und Kirchenbeamten außer Kraft. 

(3} Die Verorsmung der Kir.chenleitung vom 16. Oktober 1976 über die Dienst­
wohnungen (Kirchliches Amtsblatt Seite 48) bleibt unberührt •. 

Die Landessynode hat das vorstehende Kirchengesetz beschlossen_, das hiermit 
verkündet wird. 

Schwerin, den 4. Novelnber"'f9?~' 

Der LandeSbischof als 
Vorsitzender der Kirchenleitung 

Rathke 

Ausschreibungen von unbesetzten Pfarrstellen 

.·44} G. Nr." l!:Ji.if,_1.Rövershagen, Prediger 

Die Pfarrstelle
1 

in.Rövershag~n 
gemeinderates ausgeschrieben ($~ 

. . ' . ~::,'<·, 

;· 

des Kirch-
1969· -Über die 
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tlbertrag.ung ~er Pfarrstellen in der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklen- '' 
bu:rgs) • 

. \ 

Das Datum der Ausschreibung ist mit dem 1. November 1979. bestimmt worden. Bewerbun• 
gen sind an den Oberkirchenrat, 27 Schwerin, Mür).zstraße 8, zu richten. 

Schwerin, den 4. Oktober 1979 

Der Oberkirchenrat 
Rathke 

45) G. Nr:· /199/ 1 Gnevsdorf, Prediger 

Die Pfarrstelle in Gnevsdorf wird zur Wiederbesetzung durch Wahl des Kirchgemeinde­
rates ausgesch:rieben (s.a.Kirchengesetz vom 30. November 1969 über die tlbertraguilg , 
der Pfarrstellen in der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs) ~ 

' ' 

Das Datum der Ausschreibung ist mit dem 1. November 1979 best.illlmt worden. Bewerbun-
gen sin~ an den Oberkirchenr;!t, 27 Schwerin, Mürizstraße-B, zu richten. • 

Schwerin, den 16.0ktober 1979 

Der Oberkirchenrat 
Rathlte 

'46) G. Nr.· /394/ ..L Parchim, St.· qeorg, P.rediger 

Die Pfarrstelle in Parchim, St. Georg III wird zur Besetzung durch den Oberkirchen­
rat ausgeschrieben (s-.a.Kirchengesetz vom 30.November 1969 über die Obertragung der 
Pfarrstellen in der Evangelisch-Lutherischen :i:.ande,skirche Mecklenburgs) . 

Das Datum der Ausschreibung ist mit dem .1. November 1979 bestimnlt worden. Bewerbun­
gen sind an·den Oberkirchenrat, 27 Schwerin, Mßnzstraße 8, zu.richten. 

Schwerin, den 23. Oktober 1979 

Der Oberki.rchenrat 
Rathke 

47) G. Nr. L295/ II B f 

Der A.%-beitskreis für Evangelische Theologie hält seine Jahrestagung vom 26. bis 28. 
Februar 1980 im Gemeindehaus Berlin-Karlshorst, Eginhardtstraße 7-11. Thema: Die 
Ki•rche und ihr Recht. Vorlesungen: 1.' Offene Fragen des Kirchenrechts. 2.) Die Ab­
lö:s~ng der evan.gelischen Kirchen vom kanonischen· Recht. Seminare: 1.) Das Problem­
feld Geist und Institution. 2.) Das ·verstapdnis der Öku1J1ene im neueren evangelischen 
Kirchen;-echt. Anmeldung·an Pfr. Chr.Wichmann, .114 Berlin, Alt-Bies?orf 59. Nähere 
Auskünfte er~eilt der landeskirchliche Verantwortliche des Arbeitskr~ises: Propst 
Gurske ,, 2081 P~ckatel. " 
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